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Kommende Woche wird 
das Inkrafttreten des 
Grundgesetzes vor 

75 Jahren gefeiert 
werden. Ein An-
lass für Betroffene 
des sogenannten 
Radikalenerlasses 
von 1972, am ver-
gangenen Mittwoch 
auf dem Bonner 
Münsterplatz gegen 
die Verletzung 
ihrer Grundrechte 
zu protestieren 
und eine Reha-
bilitierung sowie 
Entschädigung zu 
fordern. Wie betraf 
Sie persönlich das 
Berufsverbot?

Ich war seit 1970 Brief-
träger bei der Bundes-
post. Weil ich zur Kommunalwahl für 
die DKP kandidiert hatte, Vorträge 
bei der marxistischen Arbeiterbil-
dung hielt und in die DDR gefahren 
war, wurde 1982 ein Disziplinarver-
fahren gegen mich eingeleitet. 1984 
wurde ich aus dem Beamtenverhält-
nis entlassen. Weil ich damals noch 
nicht 27 Jahre alt war, war ich Beam-
ter auf Probe. Nach dem Verfahren 
gegen die beiden Postbeamten Hans 
Peter und Hans Meister vor dem Bun-
desverwaltungsgericht hieß es: Wenn 
Beamte auf Lebenszeit wegen sol-
cher Vorwürfe rausfliegen, müsse es 
einer auf Probe erst recht. So läuft 
es auch nach dem seit 1. April dieses 
Jahres geltenden Bundesdisziplinar-
recht, das Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser begeistert vorgestellt 
hatte. Stellt der Dienstherr fest, dass 
ein Betroffener nicht die Gewähr der 
Verfassungstreue bietet, kann der Be-
troffene erst im nachhinein dagegen 
klagen. Alles wie damals: Ich erhielt 
kein Arbeitslosengeld, weil ein Be-
amter nicht arbeitslosenversichert ist. 
Ich musste darum kämpfen.

Sie argumentieren, der soge-
nannte Radikalenerlass sei ver-
fassungswidrig gewesen. Worauf 
stützen Sie sich dabei?

Zwar bestätigte das Bundesverfas-
sungsgericht 1975 das Recht der Be-
hörden, im Einzelfall so vorzugehen. 
1995 aber gab der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte der 
Lehrerin Dorothea Vogt recht, die 
entlassen worden war, weil sie DKP-
Mitglied war. Dies verstoße gegen 
das Recht auf Meinungs- und Ver-
einigungsfreiheit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Die 
Klägerin musste wiedereingestellt, 
entgangene Dienstbezüge samt Pen-
sionsansprüchen nachgezahlt wer-
den. Nachdem die Internationale 
Arbeitsorganisation ILO festgestellt 
hatte, dass Berufsverbote gegen das 

Übereinkommen 111 über die Dis-
kriminierung in Beschäftigung und 
Beruf verstoßen, gab es solche Fälle 

nicht mehr. Mit Aus-
nahme im Fall von Do-
rothea Vogt erfolgte of-
fiziell aber weder eine 
Entschädigung, noch 
Rehabilitierung – nicht 
mal eine Entschuldi-
gung.
Eine entsprechende 
Neuregelung des Be-
amtenrechts findet 
nun auch in Bran-
denburg statt. Zur 
Begründung wird vor 
allem auf Neonazis im 
Staatsdienst verwie-
sen, die es von dort zu 
entfernen gelte.
Wir sind gegen dieses 
»Verfassungstreue-

check«-Gesetz, das mit Stimmen 
von SPD und Grünen verabschiedet 
wurde. Zwar heißt es, es solle sich 
gegen die Gefahr des Rechtsextremis-
mus wenden, im Gesetz ist aber nur 
von »Extremisten« die Rede. Bei dem 
Landesgesetz und Faesers Vorstoß 
geht es um eine Beweislastumkehr. 
Nach Hinweis der Behörde kann der 
Betroffene per Verwaltungsakt ent-
lassen werden, muss dann selber da-
gegen klagen. Er muss nachweisen, 
dass er kein Verfassungsfeind ist. Wer 
als solcher zu verstehen ist, fällt unter 
die Definition des Verfassungsschut-
zes. Dem stand vor wenigen Jahren 
noch Hans-Georg Maaßen als Prä-
sident vor! So liefert der Thüringer 
AfD-Landeschef Björn Höcke stän-
dig Belege, dass er extrem rechts ist. 
Es liegen zu dem beurlaubten Ge-
schichtslehrer dokumentierte Ge-
setzesverstöße vor. Aber unternom-
men wird nichts. Beim Radikalen-
erlass hieß es damals, dieser solle 
sich gegen Rechte und Linke richten. 
Letztlich tatsächlich betroffen waren 
aber überwiegend nur Linke und Pro-
gressive.

Wie soll aus Ihrer Sicht der 
Spagat gelingen, faschistische 
Kräfte nicht im Staatsdienst Fuß 
fassen zu lassen, und zugleich zu 
verhindern, dass der Staat gegen 
Linke vorgeht?

Wollte man gegen Rechtsextremis-
mus vorgehen, könnte man sich auf 
Paragraph 139 Grundgesetz, also die 
Fortgeltung der Entnazifizierungs-
vorschriften beziehen. Per Verwal-
tungsakt könnte man Konsequenzen 
ziehen. Wäre das politisch gewollt 
gewesen, hätte man es explizit ins 
Gesetz hineinschreiben können – hat 
man aber nicht. Spricht man nebu-
lös von Extremisten, gehört nicht viel 
Phantasie dazu: Wir sind gemeint!

 Interview: Gitta Düperthal

UNO: Lage in Sudan  
bald außer Kontrolle
Genf. Die Lage im Sudan droht ein 
Jahr nach Beginn des jüngsten Kriegs 
nach UN-Einschätzung außer Kont-
rolle zu geraten: Es habe mindestens 
16.000 Tote gegeben, 33.000 Verletzte 
und rund neun Millionen Vertriebe-
ne. Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) warnte am Freitag vor einer 
Hungersnot. Mehr als ein Drittel der 
Menschen in der Hauptstadt Khartum 
und in der Region Darfur befinde sich 
bereits in einer Hungersituation. Die 
Zahl der Kinder unter fünf Jahren, der 
schwangeren und stillenden Mütter, 
die Mangelernährung aufwiesen, sei 
von 3,9 Millionen Anfang 2023 auf 
4,9 Millionen 2024 gestiegen.  (dpa/jW)

Slowakischer Premier weiter 
in Lebensgefahr
Bratislava. Die slowakische Präsidentin 
Zuzana Čaputová hat nach dem At-
tentat auf Regierungschef Robert Fico 
die Parteien für Dienstag zu einem 

Gespräch eingeladen. Das teilte ihr 
Sprecher am Freitag mit. Das noch bis 
15. Juni amtierende Staatsoberhaupt 
Čaputová und Nachfolger Peter Pel-
legrini wollen bei dem Treffen gemein-
sam auftreten. Čaputová hatte nach 
dem Angriff gesagt, dass die Schüsse 
auf Fico zwar ein einzelner Täter ab-
gegeben habe, »aber die Atmosphäre 
des Hasses war unser gemeinsames 
Werk«. Premier Fico befindet sich 
nach wie vor auf der Intensivstation 
und schwebt in Lebensgefahr.  (dpa/jW)

Tarifeinigung bei  
Deutscher Telekom
Berlin. Im Tarifstreit bei der Telekom 
gibt es eine Einigung. Wie die Ge-
werkschaft Verdi am Freitag mitteilte, 
konnte mit dem Konzern nach fünftägi-
gen Verhandlungen in Potsdam ein Er-
gebnis erzielt werden. Demnach sollen 
die Gehälter der Telekom-Beschäftig-
ten bei einer Laufzeit von 24 Monaten 
zwischen 13,6 Prozent in der untersten 
Gehaltsgruppe und 8,3 Prozent in der 
obersten angehoben werden. Verdi-

Verhandlungsführer Frank Sauerland 
erklärte, es sei gelungen, für die über-
wiegende Mehrheit der Beschäftigten 
»dauerhaft wirkende Entgeltsteigerun-
gen im zweistelligen Prozentbereich« 
durchzusetzen.  (AFP/jW)

EU-Verbote gegen Portal und 
russische Medien
Brüssel. Die Europäische Union hat 
das neurechte Internetportal »Voice of 
Europe« in Tschechien, die staatliche 
russische Nachrichtenagentur Ria No-
wosti sowie die Zeitungen Iswestija 
und Rossiskaja Gaseta mit einem EU-
weiten Veröffentlichungsverbot belegt. 
Das teilte der Rat der Mitgliedsländer 
am Freitag in Brüssel mit. Diese Me-
dien stünden »unter ständiger direk-
ter oder indirekter Kontrolle der Füh-
rung der Russischen Föderation«. Sie 
hätten »wesentlich dazu beigetragen, 
Russlands Angriffskrieg gegen die 
Ukraine voranzutreiben« sowie »zur 
Destabilisierung ihrer Nachbarländer« 
beigetragen.  (AFP/jW)
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Mit einem »Nischel«-Transparent haben sich am Freitag Beschäftigte der City-Bahn 
 Chemnitz zu einer Streikkundgebung vor dem Hauptbahnhof der ehemaligen Karl-Marx-Stadt versammelt. Hintergrund ist die 
Zuspitzung des Tarifkonflikts zwischen der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) und dem örtlichen Bahnunterneh-
men. Die GDL will bei der City-Bahn erreichen, was sie bei der DB und anderen Unternehmen durchgesetzt hat: Eine Absenkung 
der Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden bei vollem Lohnausgleich. Die City-Bahn lehnt das als nicht finanzierbar ab.  (jW)

Putin: Keine Eroberung Charkiws
Bericht über Verhandlungsbereitschaft des Westens im Ukraine-Krieg

Russland hat nach den Wor-
ten von Staatschef Wladimir 
Putin »derzeit« nicht die Ab-

sicht, die Stadt Charkiw zu erobern. 
Zum Abschluss seines China-Besuchs 
sagte Putin in Beijing, der Vormarsch 
der letzten Tage im Norden des uk-
rainischen Bezirks Charkiw sei eine 
Reaktion auf die anhaltenden ukraini-
schen Angriffe auf grenznahe Regio-
nen Russlands, und die Ukraine habe 
ihn sich selbst zuzuschreiben. Bundes-
außenministerin Annalena Baerbock 
(Bündnis 90/Die Grünen) rief am 
Rande einer Sitzung des Europarats 
in Strasbourg dazu auf, der Ukraine 
für solche Angriffe mehr Waffen mit 
»Mittel- und Langstreckenfähigkei-
ten« zu überlassen. Bei einer Welle 
ukrainischer Drohnen- und Raketen-
angriffe auf Ziele auf der Krim und 
im Kaukasusvorland entstand in der 

Nacht zum Freitag erheblicher Sach-
schaden. Russland behauptete, 102 der 
angreifenden Drohnen abgeschossen 
zu haben. Beschädigt wurden unter 
anderem eine Raffinerie im Kuban-
Gebiet und der Militärhafen in Nowo-
rossijsk am Südhang des Kaukasus.

Der französische Radiosender Eu-
rope 1 will von einer »koordinierten 
diplomatischen Initiative« westlicher 
Staatskanzleien für Verhandlungen 
in der Ukraine erfahren haben. Der 
Sender schrieb am Freitag auf seiner 
Internetseite, Ziel sei es, den ukraini-
schen Präsidenten Wolodimir Selens-
kij »vom Prinzip von Verhandlungen 
zu überzeugen«. Es sei aber ungewiss, 
ob Selenskij bereit sei, »die Rolle des 
Kriegshelden aufzugeben«.

Offizielle Bestätigungen dieser 
Meldungen gibt es nicht, aber ein paar 
Indizien. Darunter ein Interview des 

Bundeskanzlers mit der Zeitschrift Stern 
vom Anfang dieser Woche. Darin hat-
te er vor überhöhten Erwartungen an 
einen »Friedensgipfel« gewarnt, den die 
Ukraine und die Schweiz im Juni in der 
Nähe von Luzern veranstalten wollen. 
Es werde darin um kleine Schritte ge-
hen und allenfalls um erste Vorberei-
tungen für direkte Gespräche zwischen 
der Ukraine und Russland. Mit dieser 
Äußerung hatte Olaf Scholz (SPD) dem 
Treffen in der Schweiz eine Aufgabe 
zugeschrieben, die es nach dem ukrai-
nisch-schweizerischen Drehbuch genau 
nicht haben soll. Selenskij will dort ein 
»weltweites Ultimatum« an Russland 
beschließen lassen. Da wichtige Staaten 
des globalen Südens wie etwa China der 
Veranstaltung fernbleiben wollen, gel-
ten die Erfolgschancen des Treffens als 
begrenzt. Reinhard Lauterbach
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»Da ist nur von 
›Extremisten‹  
die Rede«
75 Jahre Grundgesetz: Betroffene  
von Berufsverboten warnen vor 
Neuauflage des »Radikalenerlasses«. 
Ein Gespräch mit Werner Siebler

Werner Siebler ist Spre-
cher des Bundesarbeits-
ausschusses der Initiati-
ven gegen Berufsverbote 
und für die Verteidigung 
demokratischer Grund-

rechte

Streik mit Nischel.
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